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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Bereinigung von SED-Unrecht 
(Drittes SED-Unrechtsbereinigungsgesetz - 3. SED-UnBerG) 


A. Problem 

Mit dem Ende der SED-Diktatur hat das vereinte Deutschland sich der Aufgabe 
gestellt, 40 Jahre Unrecht, Verfolgung und Behördenwillkür aufzuarbeiten und 
den Opfern des SED-Regimes späte Genugtuung zu geben und ihren Einsatz 
für Demokratie und Freiheit zu würdigen. Durch das Erste SED-Unrechtsberei- 
nigungsgesetz vom 29. Oktober 1992 wurde schnell eine Regelung für die von 
DDR-Unrechtsmaßnahmen am schwersten Betroffenen geschaffen, um diesen 
einen ersten Ausgleich für das erlittene Unrecht zu gewähren. Das Zweite 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz vom 23. Juni 1994 griff dann die Fragen der 
verwaltungsrechtlichen und beruflichen Rehabilitierung auf und verbesserte die 
Situation der Opfer politischer Verfolgung in den neuen Ländern in diesen Be- 
reichen nachhaltig. Zu einem weiteren Fortschritt für die Situation der Opfer 
der SED-Diktatur haben das Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtli- 
cher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 
vom 1. Juli 1997 und letztlich auch das Zweite Gesetz zur Verbesserung rehabi- 
litierungsrechtlicher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der 
ehemaligen DDR vom 17. Dezember 1999 geführt. Mit diesem Instrumenta- 
rium ist insgesamt eine Vielzahl von Möglichkeiten geschaffen worden, den 
Opfern des SED-Regimes Flilfestellung bieten zu können. 

Dennoch bleiben noch viele Fragen für die Opfer der politischen Flaft und Ver- 
folgung ungelöst. Die Gesellschaft bleibt daher weiterhin verpflichtet, den 
Menschen solidarisch zu helfen, die unter dem SED-Regime am schwersten ge- 
litten haben: den Opfern individueller politischer Verfolgung. Gleichzeitig 
stellt sich für die Demokratie die Aufgabe, den Einsatz und das Flandeln dieser 
Menschen für eine rechtsstaatliche, freiheitliche Demokratie unter den Bedin- 
gungen einer Diktatur zu würdigen. 

Mit dem Dritten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz wird dieser gesellschaftspo- 
litischen Aufgabe Rechnung getragen. Mit dem Gesetz über eine Ehrenpension 
für die Opfer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet wird einem wichtigen 
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Anliegen der Opfer Rechnung getragen. Diese Ehrenpension zeigt symbolhaft 
den besonderen Wert, den unsere Gesellschaft den Menschen beimisst, die sich 
gegen die Diktatur der SED gewehrt und unter Einsatz ihres Lebens und um 
den Preis erheblicher sozialer Nachteile für Freiheit und Demokratie eingesetzt 
haben. Bislang bestehende fiskalische Erwägungen haben ihre Tragkraft vor 
dem Hintergrund der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts vom 
28. April 1999 zu Fragen der Überleitung von Ansprüchen und Anwartschaften 
aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der DDR in die gesetzliche Ren- 
tenversicherung des wiedervereinigten Deutschlands und der Umsetzung dieser 
Entscheidungen durch die Bundesregierung verloren. 

Mit der neuerlichen Erhöhung der Kapitalentschädigung wird der zu kurz ge- 
griffene Ansatz des Zweiten Gesetzes zur Verbesserung rehabilitierungsrechtli- 
cher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 
vom 17. Dezember 1999 korrigiert. Die dort vorgenommene Anhebung der Ka- 
pitalentschädigung auf einen Entschädigungssatz, wie ihn im Rechtsstaat In- 
haftierte erhalten, verkennt völlig, dass die Gefängnisse in der ehemaligen 
DDR in keiner Weise mit den Haftanstalten des Rechtsstaates vergleichbar 
sind. 


B. Lösung 

Durch ein Drittes SED-Unrechtsbereinigungsgesetz wird die Situation der Op- 
fer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet deutlich verbessert. Mit einer Eh- 
renpension hebt die Bundesrepublik Deutschland den besonderen Stellenwert 
und die herausragende Bedeutung dieses Widerstands gegen die zweite deut- 
sche Diktatur für das heutige ungeteilte Deutschland hervor. Gleichzeitig hilft 
der materielle Wert dieser Ehrenpension die fortbestehenden und fortwirkenden 
Probleme, die durch die bisherigen Regelungen nicht vollständig angesprochen 
werden konnten, zu lindern. Eine weitere Erhöhung der Kapitalentschädigung 
für die politischen Häftlinge des SED-Regimes würdigt die besondere Härte 
der Haft unter den Bedingungen einer Diktatur und zeigt die besondere Würdi- 
gung des dort erlittenen Schicksals noch einmal in eindringlicher Weise. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Durch das Gesetz über eine Ehrenpension entstehen Kosten von etwa 1,5 Mrd. 
DM im Jahr. Der Bund hat 60 vom Hundert dieser Kosten zu tragen, also 
900 Mio. DM. Bedingt durch das häufig hohe Lebensalter der Betroffenen ist 
auf Dauer jedoch mit abnehmenden Aufwendungen zu rechnen. 

Daneben sind durch die Änderung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgeset- 
zes einmalige Kosten von etwa 800 Mio. DM zu erwarten. Diese ergeben sich 
aus der Erhöhung der Kapitalentschädigung und den darauf beruhenden Kosten 
für Nachzahlungen und eventuelle Neuanträge, hiervon erstattet der Bund den 
Ländern 65 vom Hundert, also rund 540 Mio DM. 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Bereinigung von SED-Unrecht 
(Drittes SED-Unrechtsbereinigungsgesetz - 3. SED-UnBerG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz über eine Ehrenpension 
für die Opfer politiseher Verfolgnng im Beitritts- 
gebiet 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz regelt die Gewährung einer Ehrenpension 
für Opfer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet. 

§2 

Politische Verfolgung 

(1) Wer in der Zeit vom 8. Mai 1945 bis zum 2. Oktober 
1990 

1 . infolge einer in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages 
genannten Gebiet (Beitrittsgebiet) zu Unrecht erlittenen 
Freiheitsentziehung, 

2. infolge eines Gewahrsams nach § 25 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
oder 2 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes, 

3. durch eine hoheitliche Maßnahme nach § 1 oder § la des 
Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes, so- 
weit gleichzeitig weitere staatliche oder staatlich ge- 
lenkte Maßnahmen gegen ihn durchgeführt wurden, 

oder 

4. durch eine hoheitliche Maßnahme nach § 1 oder § 3 des 
Beruflichen Rehabilitierungsgesetzes, soweit gleichzei- 
tig weitere staatliche oder staatlich gelenkte Maßnahmen 
gegen ihn durchgeführt wurden, 

belastet wurde, ist Opfer politischer Verfolgung im Beitritts- 
gebiet im Sinne dieses Gesetzes, soweit die Freiheitsentzie- 
hung mindestens ein Jahr beträgt oder die Zeit, in der staat- 
liche oder staatlich gelenkte Maßnahmen gegen ihn 
durchgeführt wurden, mehr als zwei Jahre beträgt. 

(2) Die politische Verfolgung kann durch eine Rehabili- 
tierungsentscheidung nach dem Strafrechtlichen Rehabili- 
tierungsgesetz oder dem Beruflichen Rehabilitierungsge- 
setz, die Aufhebung oder Feststellung der Rechtswidrigkeit 
der Maßnahme nach dem Verwaltungsrechtlichen Rehabili- 
tierungsgesetz oder durch eine Bescheinigung nach § 10 
Abs. 4 des Häftlingshilfegesetzes nachgewiesen oder in an- 
derer Form glaubhaft gemacht werden. 

§3 

Ehrenpension 

(1) Opfer politischer Verfolgung im Beitrittsgebiet erhal- 
ten auf Antrag eine Ehrenpension in Höhe von monatlich 
1 000 Deutsche Mark. Opfern, die am 3. Oktober 1990 noch 


nicht ihr 55. Lebensjahr vollendet hatten, wird die Zahlung 
der Ehrenpension auf 10 Jahre begrenzt. 

(2) Die Ehrenpension wird monatlich im Voraus, begin- 
nend mit dem auf die Antragstellung folgenden Monat, ge- 
zahlt. 

§4 

Zusammentreffen mit anderen Vorschriften 

Leistungen für Opfer politischer Verfolgung im Beitritts- 
gebiet nach anderen Gesetzen werden durch dieses Gesetz 
nicht berührt. Die Ehrenpension wird bei Sozialleistungen, 
deren Gewährung vom Einkommen abhängig ist, nicht als 
Einkommen angerechnet. Sie ist auch bei beamtenrechtli- 
chen Versorgungsansprüchen nicht anzurechnen. Der An- 
spruch auf die Ehrenpension ist unpfändbar. 

§5 

Ausschließungsgründe 

Eine Ehrenpension wird nicht gezahlt, wenn das Opfer 
politischer Verfolgung gegen die Grundsätze der Mensch- 
lichkeit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen oder in schwer- 
wiegendem Maße seine Stellung zum eigenen Vorteil oder 
zum Nachteil anderer missbraucht hat. 

§6 

Rehabilitierungsbehörde, Verfahren, Kosten 

(1) Über den Antrag auf Gewährung einer Ehrenpension 
entscheidet die Rehabilitierungsbehörde. Zuständig ist die 
Rehabilitierungsbehörde des Landes, in dessen Gebiet nach 
dem Gebietsstand vom 3. Oktober 1990 Verfolgungsmaß- 
nahmen im Sinne des § 2 Abs. 1 stattgefunden haben. Sind 
hiernach die Rehabilitierungsbehörden mehrerer Länder zu- 
ständig, so entscheidet die Behörde, die zuerst mit dem An- 
trag befasst wird, über ihn. 

(2) Die zuständige Rehabilitierungsbehörde kann die Ak- 
ten der dem Antrag zugrunde liegenden Rehabilitierungs- 
verfahren beiziehen. Soweit in diesem Gesetz nichts ande- 
res bestimmt ist, gelten bis zum Erlass entsprechender 
landesrechtlicher Bestimmungen die Vorschriften des Ver- 
waltungsverfahrensgesetzes, des Verwaltungszustellungsge- 
setzes und des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes. 

(3) Das Verwaltungsverfahren vor der Rehabilitierungs- 
behörde einschließlich des Widerspruchsverfahrens ist kos- 
tenfrei. In Streitigkeiten nach diesem Gesetz ist der Ver- 
waltungsrechtsweg eröffnet. § 16 Abs. 1 VwRehaG gilt 
entsprechend. 

§7 

Kosten für Leistungen nach diesem Gesetz 

Von den Aufwendungen, die den Ländern durch Geld- 
leistungen nach diesem Gesetz entstehen, trägt der Bund 
60 vom Hundert. 
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Artikel 2 

Änderung des Strafreehtliehen Rehabilitierungs- 
gesetzes 

§ 1 7 des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes in der 
Fassung vom 17. Dezember 1999 (BGBl. I S. 2662) wird 
wie folgt geändert: 

1 . In Absatz 1 wird die Zahl „600“ durch die Zahl „ 1 000“ 
ersetzt. 

2. In Absatz 5 Satz 2 werden die Zahl „50“ durch die Zahl 
„450“ und die Zahl „300“ durch die Zahl „700“ ersetzt. 

3. Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Berechtigte, denen bereits eine Kapitalentschädi- 
gung nach § 17 Abs. 1 in Verbindung mit Absatz 2 in der 


vom 1 . Januar bis zum 30. Dezember 2000 geltenden 
Fassung gewährt worden ist, erhalten auf Antrag eine 
Nachzahlung. Soweit die Nachzahlung in der vom 1. Ja- 
nuar bis zum 30. Dezember 2000 geltenden Fassung be- 
willigt worden ist, beträgt die Nachzahlung 400 Deut- 
sche Mark für jeden angefangenen Kalendermonat einer 
mit wesentlichen Grundsätzen einer freiheitlichen 
rechtsstaatlichen Ordnung unvereinbaren Freiheitsent- 
ziehung. Absatz 5 Satz 3 und 4 gilt entsprechend. 


Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 3 1 . Dezember 2000 in Kraft. 


Berlin, den 27. Juni 2000 


Günter Nooke 
Ulrieh Adam 

Hartmut Büttner (Sehönebeek) 

Kurt-Dieter Grill 
Manfred Grund 
Josef Hollerith 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Manfred Kolbe 
Hartmut Kosehyk 
Dr. Paul Krüger 
Dr. Angela Merkel 
Hans Miehelbaeh 
Christa Reiehard (Dresden) 

Katherina Reiehe 
Dr. Rupert Seholz 
Margarete Späte 
Miehael Stübgen 

Friedrieh Merz, Miehael Glos und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Dritte SED-Unrechtsbereinigungsgesetz führt die we- 
sentlichen heute noch bestehenden Probleme bei der Bewäl- 
tigung des vom SED-Regime geschaffenen Unrechts einer 
vor allem für die Opfer befriedigenden Lösung zu. Das 
Gesetz über eine Ehrenpension für die Opfer politischer 
Verfolgung im Beitrittsgebiet würdigt die herausragende 
Bedeutung des Einsatzes der Betroffenen bei ihrem Wider- 
stand gegen die zweite deutsche Diktatur. Dadurch soll auch 
die gesellschaftliche Bedeutung dieses Einsatzes für eine 
rechtsstaatliche, freiheitliche Demokratie, die Wichtigkeit 
dieses mutigen Eintretens auch für heutige Demokratie im 
wiedervereinigten Deutschland herausgestellt werden. Der 
von diesen Menschen bewusst gewagte Einsatz ihres Le- 
bens und die Inkaufnahme erheblicher sozialer Nachteile für 
Freiheit und Demokratie müssen vom wiedervereinigten 
deutschen Staat angemessen gewürdigt werden. Die bisheri- 
gen fiskalpolitisch motivierten Überlegungen, die einer sol- 
chen angemessenen Würdigung bislang entgegengestanden 
haben, lassen sich angesichts der vom Bundesverfassungs- 
gericht getroffenen Entscheidungen vom 28. April 1999 zu 
Fragen der Überleitung von Ansprüchen und Anwartschaf- 
ten aus Zusatz- und Sonderversorgungssystemen der DDR 
in die gesetzliche Rentenversicherung des wiedervereinig- 
ten Deutschlands und der Umsetzung dieser Entscheidun- 
gen durch die Bundesregierung nicht länger aufrechterhal- 
ten. 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungs- 
rechtlicher Vorschriften für Opfer der politischen Verfol- 
gung in der ehemaligen DDR vom 17. Dezember 1999 hat 
die neue Bundesregierung für sich den Anspruch erhoben, 
den politischen Gefangenen des SED-Regimes nunmehr 
endlich Gerechtigkeit zukommen zu lassen. Die dort getrof- 
fene Erhöhung der Beträge der Kapitalentschädigung hat 
tatsächlich bestehende Probleme in diesem Bereich korri- 
giert. Dies ist anzuerkennen. Allerdings spiegelte diese Er- 
höhung der Kapitalentschädigung von vornherein auch 
nicht die notwendige Anerkennung der besonderen Haftbe- 
dingungen in einem Unrechtsregime wider. Der Ansatz, Ge- 
rechtigkeit zukommen zu lassen, wurde daher schon von 
Anfang an verfehlt. Die vorgenommene Anhebung der Ka- 
pitalentschädigung auf einen Entschädigungssatz, wie ihn 
im Rechtsstaat Inhaftierte erhalten, verkennt völlig, dass die 
Gefängnisse in der ehemaligen DDR in keiner Weise mit 
den Haftanstalten des Rechtsstaates vergleichbar sind. Dies 
macht eine erneute kurzfristige Korrektur bei der Höhe der 
Kapitalentschädigung notwendig. Mit einem Betrag von 
1 000 DM übersteigt sie nunmehr die allgemeine Entschädi- 
gung nach dem Gesetz über die Entschädigung für Strafver- 
folgungsmaßnahmen deutlich. Der Gesetzgeber macht da- 
bei erneut die moralische Verpflichtung klar, die das 
wiedervereinigte Deutschland auch für das Handeln des 
DDR-Regimes übernommen hat. 


B. Zu den einzelnen Regelungen 
Zu Artikel 1 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

Die Vorschrift regelt den Anwendungsbereich des Gesetzes. 
Zu § 2 (Politische Verfolgung) 

§ 2 des Gesetzes legt die Grundlagen für die Gewährung ei- 
ner Ehrenpension fest. Abssatz 1 schließt dabei an den vom 
Ersten und Zweiten Unrechtsbereinigungsgesetz verwende- 
ten Begriff der politischen Verfolgung durch das SED-Re- 
gime an (Drucksachen 12/1608 und 12/4994). Durch seinen 
zweiten Halbsatz wird klargestellt, dass für die Gewährung 
einer Ehrenpension eine sehr erhebliche Verfolgung durch 
die SED-Diktatur vorhegen muss. Staatliche oder staatlich 
gelenkte Maßnahmen im Sinne der Vorschrift müssen dabei 
ein beachtliches Gewicht erreicht haben, wie es sich etwa in 
der „Bearbeitung“ in einem Operativen Vorgang oder einer 
Operativen Personenkontrolle oder vergleichbare Vorgänge 
widerspiegelt. 

§ 2 Abs. 2 dient zum einen der Verfahrenserleichterung: Mit 
der Bezugnahme auf Rehabilhierungsentscheidungen nach 
dem Strafrechtlichen, Verwaltungsrechtlichen oder Berufli- 
chen Rehabilitierungsgesetz und das Häftlingshilfegesetz 
werden umständliche Sachverhaltsermittlungen weiträumig 
entbehrlich. Gleichzeitig wird deutlich, dass im Regelfall 
ein solches Verfahren vor der Gewährung einer Ehrenpen- 
sion bereits durchlaufen sein soll, eine rechtsstaatliche 
Überprüfung des Sachverhalts also bereits geschehen ist. 
Um in begründeten Fällen auch die Möglichkeit zu eröff- 
nen, eine Ehrenpension ohne diesen Vorlauf gewähren zu 
können, ermöglicht das Gesetz die Glaubhaftmachung auch 
in anderer Weise. 

Zu § 3 (Ehrenpension) 

Die Ehrenpension soll 1 000 Deutsche Mark betragen (Ab- 
satz 1). Unter Berücksichtigung der weiteren Leistungen 
nach den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen ist davon aus- 
zugehen, dass im Regelfall dem Opfer politischer Verfol- 
gung durch das SED-Regime ein der VVN-Rente entspre- 
chender Betrag monatlich zur Verfügung steht. Die 
Ehrenpension ist eine höchstpersönliche Zahlung, sie wird 
nur dem Opfer politischer Verfolgung selbst auf seinen An- 
trag hin gewährt. Die Bundesrepublik Deutschland, das 
wiedervereinigte Deutschland, nimmt hiermit seine morali- 
sche Verpflichtung auch hinsichtlich des von der zweiten 
Diktatur auf deutschem Boden geschaffenen Unrechts wahr. 
Der zweite Satz trifft eine Regelung zur Bezugsdauer der 
Ehrenpension. 


Absatz 2 stellt die Zahlungsweise der Ehrenpension klar. 
Sie ist letztmals im Sterbemonat des Opfers zu zahlen. 
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Zu § 4 (Zusammentreffen mit anderen Vorschriften) 

Die Ehrenpension soll dem Opfer politischer Verfolgung 
ungeschmälert verbleiben. Andere dem Opfer zustehende 
individuelle Ansprüche auf staatliche Leistungen sollen 
durch diese staatliche Anerkennung seines Einsatzes für 
Freiheit und Demokratie deshalb ebenfalls nicht gekürzt 
werden können. 

Zu § 5 (Ausschließungsgründe) 

Ausschließungsgründe sind in Wiedergutmachungs- und 
Entschädigungsgesetzen weithin üblich, sie sind gerade in 
einem Gesetz zur Bereinigung des SED-Unrechts zwin- 
gend. § 5 folgt dabei den bereits im Ersten und Zweiten 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz gefundenen Begrifflich- 
keiten (vgl. Drucksachen 12/1608 und 12/4994). 

Zu § 6 (Rehabilitierungsbehörde, Verfahren, Kosten) 

§ 6 Abs. 1 regelt zunächst, welche Rehabilitierungsbehörde 
zuständig für die Behandlung eines Antrages ist. Damit 
wird gleichzeitig auch geregelt, dass das Verfahren auf Ge- 
währung einer Ehrenpension dort durchgeführt wird. Dies 
ist auch sachgerecht, da dort die entsprechende Sachkompe- 
tenz vorhanden ist. Absatz 2 greift dies auf und regelt einen 
unmittelbaren Aktenbeiziehungsanspruch der entschei- 
dungsberufenen Rehabilitierungsbehörde. Absatz 3 regelt 
die Frage der Verfahrenskosten und im Anschluss an die 
von Absatz 2 bestimmte Geltung des Verwaltungsrechts die 
Eröffnung des Verwaltungsgerichtswegs. 

Zu § 7 (Kosten für Leistungen nach diesem Gesetz) 

Die Norm stellt die Kostenverteilung zwischen dem Bund 
und den Ländern klar. Sie folgt dabei der im Zweiten 
SED-Unrechtsbereinigungsgesetz gefundenen Kostentei- 
lung zwischen Bund und Ländern. 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Durch die Änderung des Betrages der Kapitalentschädigung 
wird nunmehr ein der Haft in den Gefängnissen der ehema- 
ligen DDR angemessener Entschädigungsbefrag für ehema- 
lige politische Häftlinge im Beitrittsgebiet ermöglicht. Da- 
mit wird gleichzeitig der zu kurz gegriffene Ansatz des 
Zweiten Gesetzes zur Verbesserung rehabilitierungsrechtli- 
cher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung in 
der ehemaligen DDR vom 17. Dezember 1999 korrigiert. 
Die dort vorgenommene Anhebung der Kapitalentschädi- 
gung auf einen Entschädigungssatz, wie ihn im Rechtsstaat 
Inhaftierte erhalten, verkennt völlig, dass die Gefängnisse in 
der ehemaligen DDR in keiner Weise mit den Haftanstalten 
des Rechtsstaates vergleichbar sind. 


Zu den Nummern 2 und 3 

Durch den geänderten Absatz 5 und den neu angefugten 
Absatz 6 wird die Möglichkeit der Nachzahlung entspre- 
chend den verschiedenen Änderungsstufen des Gesetzes ge- 
schaffen. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

C. Finanzieller Teil 

1. Kosten der Einführung einer Ehrenpension 

Die Einführung einer Ehrenpension für die Opfer politi- 
scher Verfolgung im Beitrittsgebiet führt zu einer erhebli- 
chen und dauerhaften Belastung des Bundeshaushalts. 

So ist von einer jährlichen Anfangsbelastung der öffentli- 
chen Haushalte mit 1,5 Mrd. DM auszugehen. Hiervon trägt 
der Bund 60 vom Hundert, also 900 Mio. DM. Dabei sind 
allerdings das häufig hohe Lebensalter vieler Anspruchsbe- 
rechtigter und die begrenzte Laufzeit von Leistungen nach 
diesem Gesetz für jüngere Opfer politischer Verfolgung zu 
berücksichtigen, die auf Dauer zu einer begrenzten Belas- 
tung der öffentlichen Haushalte führen werden. 

2. Kosten der Erhöhung der Kapitalentschädigung 
nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz 
einschließlich entsprechender Nachzahlungen 

Unter Zugrundelegung der von der Bundesregierung mit 
dem Zweiten Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungs- 
rechtlicher Vorschriften für die Opfer der politischen Verfol- 
gung in der DDR vorgelegten Annahmen ergeben sich aus 
der Erhöhung der Kapitalentschädigung mögliche ge- 
schätzte Kosten für Nachzahlungen und eventuelle Neuan- 
träge in Höhe von rund 800 Mio. DM insgesamt, hiervon er- 
stattet der Bund den Ländern 65 vom Hundert, also rund 
540 Mio. DM. 

3. Verwaltungskosten 

Durch das Gesetz entstehen den Ländern zusätzliche Ver- 
waltungskosten, die allerdings im Einzelnen nicht beziffer- 
bar sind. Da jedoch auf bereits getroffene Verwaltungsent- 
scheidungen abgestellt wird, sind keine wesentlichen 
Kosten zu erwarten. 

4. Sonstige Kosten 

Der Wirtschaft entstehen durch die Ausführung dieses Ge- 
sefzes keine Kosfen. Auswirkungen auf die Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisni- 
veau, sind nicht zu erwarten. 
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